
 

Was regelt das Gesetz? 

Das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) sieht unter ge-
wissen Voraussetzungen Unterstützung für Ausländer vor, 
die sich im Bundesgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
aufhalten. Art, Umfang und Höhe der Leistungen sind von Be-
darf, Einkommen, Aufenthaltsstatus sowie der Erfüllung der 
entsprechenden Mitwirkungspflichten der Leistungsberech-
tigten und ihrer Familienangehörigen abhängig. 
 

Wer kann die Leistungen in Anspruch nehmen? 

Leistungsberechtigt sind Ausländerinnen und Ausländer mit 
tatsächlichem Aufenthalt in Deutschland, die 
 

 eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen 

(Asylbewerber), 

 eine Aufenthaltserlaubnis besitzen wegen eines Kriegs im 

Heimatland 

- nach § 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz 

- nach § 25 Abs. 4 Satz 1 Aufenthaltsgesetz 

- nach § 25 Abs. 5 Aufenthaltsgesetz, sofern die Ent-

scheidung über die Aussetzung der Abschiebung 

noch nicht 18 Monate zurückliegt, 

 eine Duldung nach § 60 a AufenthG besitzen, 

 vollziehbar ausreisepflichtig sind, 

 Ehegatten, Lebenspartner oder minderjährige Kinder der 

Vorgenannten sind, 

 einen Folgeantrag oder Zweitantrag nach 

dem Asylgesetz gestellt haben. 

Leistungen nach AsylbLG werden unter der Bedingung ge-
währt, dass keine eigenen finanziellen Mittel zur Verfügung 
stehen. 
 

Welche Leistungen kann man in Anspruch nehmen? 

 Grundleistungen für Ernährung, Unterkunft, Heizung, 

Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege sowie Ge-

brauchs- und Verbrauchsgüter des Haushalts, 

 Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt, 

 Leistungen der Bildung und Teilhabe, z. B. für Lernförde-

rung oder gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Kin-

dertageseinrichtungen und Schule bzw. Hort, 

 sonstige Leistungen im Einzelfall, 

 Leistungen in besonderen Fällen (§ 2 AsylbLG). 

 
Die Leistungen können in Form von Geld- und Sachleistun-
gen, Bezahlkarten oder Wertgutscheinen bereitgestellt wer-
den. Dies ist abhängig von der Art der Leistung und dem 
konkreten Bedarf der Leistungsberechtigten. 
  

Wie lange bekommt man Leistungen nach dem AsylbLG? 

Die Leistungen werden gewährt, sobald die Voraussetzungen 
vorliegen und dies der zuständigen Stelle bekannt ist. Dafür 
wird ein Antrag gestellt. Die örtliche Zuständigkeit für Leis-
tungsberechtigte hängt von der Zuweisungsentscheidung des 
Bundeslands in den entsprechenden Landkreis oder in die 
Kreisfreie Stadt ab. Die Leistungen enden z. B. mit Ausreise 
aus der Bundesrepublik Deutschland oder mit Ablauf des Mo-
nats, in dem das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
die Asylberechtigung anerkennt. 
 

Wie hoch sind die Leistungen?  

Der Umfang der Leistungen ist insbesondere abhängig vom 
Bedarf der Leistungsberechtigten. Die Grundleistungen be-
stehen aus Leistungen zur Deckung des Bedarfs an Ernäh-
rung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheitspflege und 
Gebrauchs- und Verbrauchsgüter des Haushalts (notwendi-
ger Bedarf) sowie Leistungen zur Deckung persönlicher Be-
dürfnisse des täglichen Lebens (notwendiger persönlicher 
Bedarf). Diese Beträge werden von der Bundesregierung fest-
gelegt.  
 
Die Leistungen für die Unterbringung werden vorrangig als 
Sachleistung (Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften) 
oder in angemessener Höhe (privat angemietete Wohnung) 
gewährt. 
 
Wie hoch der entsprechende Bedarf ist, hängt ab von den Fa-
milienverhältnissen, dem Alter, dem verfügbaren Einkommen 
und Vermögen sowie der Dauer des Aufenthalts der Leis-
tungsberechtigten in Deutschland. Diejenigen Leistungsbe-
rechtigten, die sich mehr als 36 Monate ohne wesentliche 
Unterbrechung nicht rechtsmissbräuchlich im Bundesgebiet 
aufhalten, bekommen Leistungen entsprechend Sozialgesetz-
buch Zwölftes Buch Sozialhilfe (SGB XII). 
 
Wer Einkommen oder Vermögen (Bargeld, Kfz, Konten im 
Ausland, Immobilien) besitzt, muss dieses für den eigenen 
Bedarf einsetzen. Wer über genug Einkommen verfügt und 
Sachleistungen bekommt (z. B. in einer Unterbringung des 
Sozialamts wohnt), ist dafür möglicherweise zur Zahlung von 
Kostenersatz oder Gebühren verpflichtet. 
 

Welche Leistungen der Krankenhilfe kann man erhalten? 

Krankenhilfe wird nur bei akuter Erkrankung und/oder zur 
Schmerzbehandlung geleistet. Sonstige Leistungen können 
nur gewährt werden, wenn diese im Einzelfall zur Sicherung 
der Gesundheit absolut notwendig und unaufschiebbar sind. 
Schwangere und Wöchnerinnen erhalten auf Antrag uneinge-
schränkt ärztliche und pflegerische Hilfe sowie Betreuung, 
ebenso Hebammenhilfe, Arznei-, Verband- und Heilmittel. 
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Vor einer Behandlung in der Arztpraxis muss man dort einen 
Krankenbehandlungsschein vorlegen. Für den Besuch folgen-
der Ärzte erhält man, ohne weitere medizinische Nachweise, 
im Sozialamt Dresden einen Behandlungsschein, um diesen 
in der Praxis vorzulegen: 
 

 Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin 

 Kinderärztin/-arzt 

 Ärztin/Arzt für Frauenheilkunde/Gynäkologie 

 Augenärztin/-arzt 

 Zahnärztin/-arzt 

Die Ausstellung von Krankenbehandlungsscheinen für andere 
Fachärzte erfolgt nach Vorstellung im Sozialamt, bei Vorlage 
einer Überweisung einer Ärztin oder eines Arztes für Allge-
meinmedizin. Behandlungsscheine erhält man im Sozialamt, 
während der Sprechzeiten. 
 
Eine Übernahme der Kosten für geplante Behandlungen im 
Krankenhaus, für ambulante Operationen, für besondere Un-
tersuchungen (MRT, CT, spezielle Laboruntersuchungen), für 
Krankentransporte, für physiotherapeutische Behandlungen, 
für ambulante, längerfristige Therapien, für Zahnersatz, für 
Psychotherapien sowie für Hilfs- und Heilmittel muss immer 
vor Beginn der Behandlung im Sozialamt beantragt werden; 
Ausnahme: Es handelt sich um einen Notfall. 
 
Dazu sind – rechtzeitig vorher – die Verordnung im Original, 
die Krankenhauseinweisung bzw. der Heil- und Kostenplan 
sowie eine kurze medizinische Begründung der Ärztin oder 
des Arztes einzureichen. Das Sozialamt lässt die Notwendig-
keit, Unaufschiebbarkeit und Angemessenheit der Behand-
lung durch die Ärzte des Amts für Gesundheit und Prävention 
prüfen. 
  
Erfolgt durch das Amt für Gesundheit und Prävention eine 
Einladung zu einem Termin, muss dieser unbedingt wahrge-
nommen werden. Nach Abschluss der Prüfung erhält man 
vom Sozialamt die Mitteilung, ob die Kosten übernommen 
werden können. Erst dann darf mit der Behandlung begon-
nen werden.  
  
Wer plötzlich sehr schwer erkrankt oder einen Unfall hat, 
kann sich ausnahmsweise auch ohne Krankenbehandlungs-
schein in einer Arztpraxis oder in der Notaufnahme eines 
Krankenhauses behandeln lassen. Dort sollte man immer sein 
Ausweisdokument oder einen anderen Identitätsnachweis 
vorlegen und erklären, dass man Leistungen vom Sozialamt 
erhält. 
 

Muss man für Medikamente selbst zahlen? 

Verordnet eine Ärztin oder ein Arzt ein verschreibungspflich-
tiges Medikament (rotes Rezept), das man sofort einnehmen 
soll, erhält man dieses in der Apotheke und muss nichts dafür 
bezahlen bzw. nur eine Zuzahlung leisten. Die Kosten für an-
dere Medikamente (grüne oder blaue Rezepte) muss man 
selbst tragen. Wenn man sich nicht sicher ist, ob die Medika-
mente etwas kosten, fragt man die Ärztin, den Arzt oder in 
der Apotheke. Muss man ein Medikament über eine längere 
Zeit einnehmen (im Rahmen einer Therapie), muss die Über-
nahme der Kosten dafür vorher im Sozialamt beantragt wer-
den.  
 

Kann man eine Gesundheitskarte bekommen? 

Eine elektronische Gesundheitskarte ist eine Chipkarte  
mit Namen und Foto, die man bei der Ärztin, beim Arzt, der 
Zahnärztin, dem Zahnarzt oder im Krankenhaus vorlegt. Das 

ist notwendig für die medizinische Behandlung. Anhand der 
Karte erkennt die Ärztin oder der Arzt, welche Leistungen der 
Krankenhilfe man erhalten kann. Bitte beachten: Man ist 
nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenversicherung! Mit 
der Gesundheitskarte wird man nur in dem Umfang behan-
delt, wie mit einem Krankenbehandlungsschein.  
 
Hat das Sozialamt festgestellt, dass man sich noch nicht 36 
Monate in Deutschland aufhält und einen Anspruch auf Leis-
tungen nach § 3 AsylbLG hat, kann man bei einer Kranken-
kasse angemeldet werden. Dafür wird für jedes 
Familienmitglied, das älter als 15 Jahre ist, ein kleines Foto 
(Passbild) benötigt. Nach einigen Tagen erhält man die Ge-
sundheitskarte per Post zugeschickt. 
  

Welche Mitwirkungspflichten bestehen bei Beantragung und 

Bezug von Leistungen nach dem AsylbLG?  

 grundsätzlich vollständige, richtige und zeitnahe bzw. 

fristgerechte Angaben machen 

 alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert der Leistungsbe-

hörde umgehend mitteilen  

 vorhandenes Vermögen der Leistungsbehörde mitteilen 

 Aufnahme einer Erwerbstätigkeit der Leistungsbehörde 

innerhalb von drei Tagen mitteilen  

 geforderte Unterlagen der Leistungsbehörde innerhalb 

der verlangten Frist vorlegen (z. B. Kontoauszüge)  

 Vorlage des Bescheids des Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge über die Entscheidung zum eigenen Asylver-

fahren 

 geplante Auslandsaufenthalte der Ausländerbehörde und 

dem Sozialamt vor Abreise mitteilen  

 längere Abwesenheit (mehr als 7 Tage) vom Wohnort 

oder ein Wechsel des Wohnorts bzw. der Anschrift der 

Ausländerbehörde und dem Sozialamt mitteilen  

 pünktliche und regelmäßige Teilnahme an Arbeitsgele-

genheiten oder sonstigen Maßnahmen zur Integration, 

wenn eine Verpflichtung erfolgte  

 alle verfügbaren Dokumente zur Person, im Rahmen des 

Asylverfahrens, vorlegen  

 allen Aufforderungen des Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge oder einer Ausländerbehörde innerhalb der 

geforderten Fristen Folge leisten, insbesondere   

 richtige Angaben zur Identität machen  

 geforderte Unterlagen vorlegen  

 geforderte Anträge, Formulare, Erklärungen ausfül-

len/unterzeichnen 

 Vorsprachen bei zuständiger Botschaft bzw. zuständigem 

Konsulat und dort Vorlage geeigneter Unterlagen, die 

eine Feststellung der Identität und Ausstellung von Reise-

dokumenten ermöglichen  

 nach (negativem) Abschluss des Asylverfahrens, in der 

gesetzten Frist, aus Deutschland ausreisen, sofern keine 

Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung eingelegt wur-

den  

Alle Änderungen zu den vorgenannten Sachverhalten sind  
ebenfalls zeitnah mitzuteilen. 
 

Welche Folgen hat eine Verletzung der Mitwirkungspflicht?  

Die Folgen der Verletzung der Mitwirkungspflicht sind von 
Art und Schwere der Verletzung abhängig. 
 
Mögliche Folgen sind, in Abhängigkeit vom Einzelfall:  



 Versagung der Leistung bis zur Nachholung der geforder-

ten Mitwirkung  

 Ablehnung von Leistungen nach § 2 AsylbLG  

 nur Gewährung von Leistungen nach § 1 a AsylbLG (Kür-

zung auf Leistungen zur Deckung des Bedarfs an Ernäh-

rung und Unterkunft, einschließlich Heizung, sowie 

Körper- und Gesundheitspflege)  

 Rückforderung unrechtmäßiger Leistungen  

 Geldbuße bis 5.000 Euro nach § 13 AsylbLG  

 strafrechtliche Verfolgung bei Betrug  

 

Wohin kann man sich wenden? 

Zuständig ist das Sozialamt der Landeshauptstadt Dresden, 
Junghansstraße 2, in 01277 Dresden. 
 
Abteilung Soziale Leistungen 
Sachgebiet Migration 
Sprechzeiten: 
Dienstag 9 bis 12 und 14 bis 18 Uhr 
Donnerstag 9 bis 12 und 14 bis 16 Uhr 
 
Ausgabe von Krankenbehandlungsscheinen  
Montag 9 Uhr bis 12 Uhr 
Dienstag 9 bis 12 und 14 bis 18 Uhr 
Donnerstag 9 bis 12 und 14 bis 16 Uhr 
 
Abteilung Wohnungsfürsorge/Integration 
Sachgebiet Unterbringung 
Sprechzeiten: 
Dienstag 9 bis 12 und 14 bis 18 Uhr 
Donnerstag 9 bis 12 und 14 bis 16 Uhr 
 

Informationen zum Datenschutz 

Im Rahmen der Beantragung und Gewährung von Leistungen 
nach AsylbLG werden personenbezogene Daten erhoben und 
gespeichert, die für eine Entscheidung nach diesem Gesetz 
notwendig sind.  
 
Diese Daten sind vor allem: 
 

 Name, Vorname; Aliasnamen; Geburtsdatum 

 Informationen zu Aufenthaltsrecht, Staatsangehörigkeit 

 Stand des Asylverfahrens 

 Informationen über ausländerrechtliche Mitwirkung 

 Informationen über Einkommens- und Vermögensver-

hältnisse 

 Informationen über aktuelle und frühere Wohnsitze 

 Informationen über eigene Gesundheit, sofern die Person 

nicht gesetzlich krankenversichert ist und die Leistungs-

behörde Leistungen nach §§ 4, 6 AsylbLG gewährt 

Nach Beendigung der Leistung wird die Akte mit den genann-
ten Daten archiviert und für 30 Jahre aufbewahrt. Sie haben 
ein Recht auf Akteneinsicht. 
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